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Die Schweizerische Vereinigung Bern Aktiv 

schreibt, was andere über Bern und die  

Schweiz nicht berichten (dürfen).
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Abo 2019 jetzt verlängern!

Ihre Spende sichert das  

Überleben von BernAktuell!

Bern Aktuell bringt, was andere 
Medien nicht bringen!

Der Verfasser kann diesen Leitspruch von 
Bern Aktuell aus eigener Erfahrung bestäti-
gen. Er ist der Redaktionskommission sehr 
dankbar dafür, dass er für wichtige politische 
Anliegen bei Bern Aktuell eine ausgezeich-
nete  Plattform findet. Im folgenden Artikel 
wird kurz aufgezeigt, wie die Berner Medien 
nur allzu häufig eine meines Erachtens sehr 
einseitige Berichterstattung vornehmen.

Leider bringen die Berner Medien häufig nur, 
was im Einklang mit der Redaktionsrichtlinie 
steht. Wie die SVP Schweiz muss unsere Partei 
leider häufig die leidvolle Erfahrung machen, 
dass unsere Medienmitteilungen häufig über-
gangen werden. «Wott ig nid, denn chan ig nid!» 
Die Ereignisse der letzten Wochen haben dies 
leider nochmals bestätigt:
Die von der Ratsmehrheit abgelehnte Diskussi-
on zur Sicherheit der Reithalle sowie die Motion 
mit der wir vor der Beratung der Leistungsver-
träge im Gemeinderat wichtige Aspekte einbrin-
gen wollen, fanden leider gar keine Beachtung 

in den Medien (vgl. dazu den Artikel auf Seite 6: 
Die Stadt darf sich nicht länger von kriminellen 
Aktivisten im Umfeld der Reithalle in Geiselhaft 
nehmen lassen! Wann greifen der Kanton und 
die Staatsanwaltschaft endlich ein?).
Noch viel unbefriedigender ist es allerdings, 
wenn die Medien über unsere erfolgreichen Vor-
stösse detailliert berichten, Parlamentskollegen 
ausführlich in Wort und Bild und Ton zu Wort 
kommen lassen, ohne die Verfasser aus meiner 
Fraktion und die SVP auch nur im Ansatz nen-
nen! Es sei auf die folgenden Beispiele vom 
Juni/Juli (sic) 2019 verwiesen. Die Vorfälle häu-
fen sich:
Der Gemeinderat will den Carparkplatz auf 
dem Neufeld nun endlich umbauen. Diverse 
Exponenten anderer Parteien dürfen sich in den 
Berner Medien dazu äussern. Der Verfasser der 
Motion von 2017, die nach Antrag des Ge-
meinderates angenommen werden soll (Hans 
Ulrich Gränicher, SVP, alt Grossrat) und die 
SVP wurden leider in den Medien gar nicht er-
wähnt. Dafür durfte eine Ratskollegin, die sich 
viel später in einer Interpellation nach dem Stand 
des Verfahrens  erkundigte, ausführlich ihr State-
ment dazu darlegen und ihre Befriedigung über 
die Neuplanung bekunden. Auch bei der kleinen 
Anfrage zum künftigen Stand der TGV Ver-
bindung nach Paris wurde der Verfasser, Hans 
Ulrich Gränicher, wiederum völlig übergangen. 
Es wurde in den Medien einzig die Antwort des 
Gemeinderates wiedergegeben.
Der Gemeinderat will eine Pilzkontrolle ein-
führen. Dies geht wiederum auf einen Vorstoss 
zurück, den ich als Erstunterzeichner zusammen 

Von 
Alexander Feuz, 
Rechtsanwalt,  
Stadtrat, Fraktions-
chef SVP Stadt 
Bern

mit alt Stadtrat Roland Iseli (SVP) und Regula 
Bühlmann (GB) einrichte. Auch hier wurde nie-
mand aus dem Kreise der Motionäre erwähnt.
Ebenfalls wurde betr. Formel E – im Gegensatz 
zu den Interpellationen der Grünen und der Lin-
ken – unsere beiden SVP Fraktionsvorstösse mit 
kritischen Fragen (Wieso wurde die Velodemo 
auf der Rennstrecke vom Gemeinderat bewilligt, 
bestanden polizeitaktische Vorgaben, Fragen zur 
straf- und zivilrechtlichen Verantwortlichkeit 
und Konsequenzen; Fragen zur Rechtsgleich-
heit und Einhaltung von Abmachungen durch 
die Veranstalter) medial völlig ausgeblendet.
Der Verfasser nahm selbstverständlich mit den 
betreffenden Redaktionen Kontakt auf und wies 
diese daraufhin, dass die Leser sehr unvollstän-
dig informiert werden, wenn die Verfasser der 
Vorstösse nicht erwähnt werden und sich andere 
Kollegen dafür medial den Rahm abschöpfen 
können.
Ob die gelobte Besserung nach den Sommerferi-
en effektiv eintritt, werden wir spätestens sehen, 
wenn die Vorstösse im Rat behandelt werden! 
Der Leser von Bern Aktuell wird jedenfalls 
interessieren, ob der Gemeinderat effektiv aus 
Furcht, dass das Formel E Rennen sabotiert wer-
den könnte, die Bewilligung für eine Demonstra-
tion auf der Rennstrecke erteilte. Ich werde Sie 
umgehend darüber orientieren.



BernAktuell� Ausgabe Nr. 224

Seite 2� Juli/August 2019

Kanada: Doppelt so viele  
Erst-Kiffer wie vorher

Pilotversuche mit Cannabis sind nicht zu  
verantworten

Aus Info-Bulletin «Eltern gegen Drogen»  
Juni 2019

Kanada hatte Mitte Oktober als weltweit 
zweites Land nach Uruguay den Verkauf von 
Cannabis vollständig legalisiert. Jetzt zeigt 
eine Studie: Die Nachfrage ist immens. Vor 
allem von Erst-Kiffern.
Seit der Legalisierung von Cannabis in Kanada 
im Oktober hat sich die Zahl der Erstkonsu-
menten laut einer offiziellen Studie fast ver-
doppelt. In den ersten drei Monaten des Jahres 
konsumierten 646‘000 Menschen nach eigenen 
Angaben zum ersten Mal Cannabis. Wie aus der 
nationalen Cannabis-Untersuchung hervorgeht, 
gaben 18 Prozent der Kanadier über 15 Jahren 
an, im ersten Quartal 2019 Marihuana konsu-
miert zu haben. Im Vorjahreszeitraum waren es 
14 Prozent gewesen, wie die Statistikbehörde am 
Donnerstagabend mitteilte.

Kritiker warnen vor Gesundheits- 
Schäden
Kanada hatte Mitte Oktober als weltweit zweites 
Land nach Uruguay den Verkauf von Cannabis 
vollständig legalisiert. Das kanadische Parla-
ment hatte im Juni ein Gesetz gebilligt, das den 
Konsum und die Herstellung der Droge erlaubt. 
Kanadischen Staatsbürgern ab 18 Jahren – in 
manchen Bundesstaaten liegt die Altersgrenze 
bei 19 Jahren – ist es künftig erlaubt, per Bestel-
lung oder in autorisierten Geschäften ein Gramm 
Haschisch für umgerechnet etwa 7.60 Franken 
(zehn kanadische Dollar) zu kaufen. Der per-
sönliche Besitz ist auf 30 Gramm beschränkt. 
Kritiker warnen vor gesundheitlichen Schäden 
durch den Cannabis-Konsum und eine Zunahme 
von Unfällen unter Drogeneinfluss.

SDA, 4.5.2019

Verein «Jugend ohne Drogen», Nationalrätin 
Verena Herzog (Vereinspräsidentin) und  
Jean-Paul Vuilleumier (Vereinssekretär)

Vom 4. Juli bis 25. Oktober 2018 wurde vom 
Bund ein Vernehmlassungsverfahren über die 
Einführung eines neuen Artikels 8a im Betäu-
bungsmittelgesetz (BetmG) und die dazuge-
hörende Verordnung über «Pilotversuche mit 
Cannabis» durchgeführt. Die bis zu fünf Jahre 
dauernden sogenannt «wissenschaftlichen Ver-
suche» mit legalem Verkauf von Drogenhanf 
an Tausende Cannabiskonsumierende für de-
ren Freizeitkonsum sollen Aufschluss darüber 
geben, ob sich damit irgendetwas zum Guten 
wendet.
Am 27. Februar 2019 hat der Bundesrat seinen 
Bericht über die Ergebnisse dieser Vernehm-
lassung veröffentlicht und seine Botschaft ans 
Parlament überwiesen. In einer nächsten Session 
werden sich National- und Ständerat äussern 
müssen. In ihren Vernehmlassungsantworten 
haben der Verein «Jugend ohne Drogen» so-
wie die Vereine «Eltern gegen Drogen» und 
«Dachverband abstinenzorientierte Drogenpoli-
tik» ihre Ablehnung dieser Experimente mit 
stark THC-haltigem Cannabis zum Ausdruck 
gebracht.
Ablehnung erfolgte auch von den Kantonen 
Bern, Freiburg, Glarus, Nidwalden und Schwyz 
und von den Parteien CVP, EDU, EVP und 
SVP. Zwei weitere Rückweisungen erfuhren 
die geplanten Pilotversuche durch den «Ver-
band Schweizerischer Polizei Beamter (VSPB)» 

und die Westschweizer Arbeitgebervereinigung 
«Centre Patronal».
Es folgen einige Auszüge aus den ablehnenden 
Antworten:
VSPB: «Der Verband empfindet diese Salami-
taktik, die zu einer Liberalisierung im Bereich 
des BetmG führen soll als nicht korrekt. Für die 
Polizistinnen und Polizisten ist diese Vorgehens-
weise nicht nachvollziehbar. Diese ist verant-
wortlich für einen immer steigenden Mehrauf-
wand, was nicht oder zu wenig mit den nötigen 
Ressourcen verbunden ist. Seien wir doch ehr-
lich und sprechen wir von Liberalisierung, wenn 
man schon eine anstrebt.»
Kt. Bern: «Der Regierungsrat ist der Überzeu-
gung, dass bereits genügend Studien und Daten 
bzw. Entscheidungsgrundlagen vorhanden sind, 
um entscheiden zu können, ob in der Schweiz 

nichtmedizinischer Konsum von Cannabis le-
galisiert werden soll oder nicht. Die negativen 
Auswirkungen des Cannabiskonsums sind seit 
vielen Jahren hinlänglich bekannt.»
Kt. Schwyz: «Wir sind der Ansicht, dass der 
vorliegende Gesetzes- und Verordnungsentwurf 
dazu dienen soll, die Legalisierung von Canna-
bis als Genuss- und Suchtmittel voranzutreiben. 
In diesem Zusammenhang muss festgehalten 
werden, dass das Schweizer Stimmvolk die Le-
galisierung von Cannabis bereits mehrmals ab-
gelehnt hat.»
EDU: «Die EDU Schweiz lehnt die Änderung 
des BetmG zu Pilotversuchen mit legaler Ab-
gabe von Cannabis zu Genusszwecken ab. Wis-
senschaftlich belegte Zusammenhänge zwischen 
Cannabis-Konsum und Gewalt zeigen bereits 
ausreichend, dass jegliche Liberalisierung von 
Cannabis auch gesellschaftlich fatale Konse-
quenzen hätte.»
SVP: «Die SVP lehnt Liberalisierungsversu-
che ab, die vorgeben, Forschungszwecken zu 
dienen. Es lagen auch bei früheren politischen 
Debatten und Abstimmungen ausreichend wis-
senschaftliche Erkenntnisse über die gesund-
heitsschädigende Wirkung von Cannabis vor. Es 
braucht keine unter politischen Ergebnisvorzei-
chen betriebene Studien über Veränderungen im 
Freizeitkonsum einer Droge für den hypotheti-
schen Fall, dass diese legalisiert würde.»
Auch der Verein «Jugend ohne Drogen » lehnt 
die Einführung des Artikels 8a BetmG grund-
sätzlich ab. Aufgrund der internationalen For-
schung der letzten 20 Jahre ist die Gefahr von 
physischen und psychischen Beeinträchtigungen 
durch regelmässigen Cannabiskonsum eindeu-
tig belegt. Auch entspricht die Versuchsanlage 
nicht den Vorgaben einer exaktwissenschaft-
lichen Studie, die Resultate sind somit wenig 
aussagekräftig und manipulierbar.
Seit über 20 Jahren engagiert sich der Verein 
«Jugend ohne Drogen» für den Schutz von Kin-
dern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
vor den Gefahren des Rauschgiftkonsums. Wir 
werden uns auch in Zukunft mit dringend not-
wendigen Information und Aktivitäten für eine 
verantwortungsvolle und menschliche Drogen-
politik einsetzen.

Bild: pixabay.com
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Klima Optimist – werden Sie es auch!

Ich bleibe dabei – Es wird wärmer – gut so!
Dass sich die Natur und auch das Klima laufend 
verändern ist genau so wenig weg zu diskutieren 
wie der Anspruch nach einem effizienten und 
wirtschaftlichen Einsatz der Rohstoffe dieses 
Planeten. Wer jedoch den Tabubruch wagt, die 
positiven Eigenschaften des Klimawandels zu 
benennen wird entweder auf dem Scheiterhau-
fen der Klimahysteriker verbrannt oder medial 
durch die Klima-Inquisition öffentlich guillo-
tiniert oder im Kerker mit veganem Soja Brei 
ausgenüchtert. Ich bleibe dabei – Es wird wär-
mer – gut so!

Die einst fruchtbare Sahara hatte sich in die 
grösste Trockenwüste der Welt verwandelt.
Der Klimawandel, er lässt Wälder wachsen und 
Wüsten ergrünen. Wo heute nur Sand zu sehen 
ist, floss vor wenigen tausend Jahren ein mäch-
tiger Strom durch die Sahara. Der Sudan, ge-
säumt von Seen und Sümpfen, Flusspferde und 
Krokodile, die baden und Säugetiere, welche 
durch endlose Grassteppen streifen. Menschen 
siedelten sich in dem einstigen grünen Paradies 
an und errichteten monumentale Bauten. Doch 
dann kam die Klimakatastrophe. Temperaturen 
sanken und der Norden Afrikas trocknete aus. 
Die einst fruchtbare Sahara hatte sich in die 
grösste Trockenwüste der Welt verwandelt.

Mit der Erwärmung dürften die weltweiten 
Nahrungserträge steigen.
In den letzten 2000 Jahren blieb die Megawüste 
relativ stabil. Nun scheint sie durch Klimawan-
del wieder in Bewegung zu geraten. Die Nieder-
schläge nehmen zu, die Wüste geht zurück. Stu-
dien anhand von Satellitenfotos bestätigen diese 
Beobachtung. Die globale Erwärmung zeigt hier 
eine segensreiche Wirkung. Für Hunderte Mil-
lionen Anwohner ist das ein absolut positiver 
Trend. Mit der Erwärmung dürften die weltwei-
ten Nahrungserträge steigen.

Für die Grünen ist kompromisslose Klimapoli-
tik der Hebel zum grundlegenden gesellschaft-
lichen Umbau.
Hüpfen für das Klima; – die Menschen in Ein-
klang mit der Natur, das Klima durch Verzicht 
gerettet. Kommt bald der Kollektive Suizid für 
das Klima? Mit Angst und Schrecken treiben 
Pädagogen, Grüne und Umweltaktivisten die 
Schutzbefohlenen auf die Strasse. Dass die-
se nicht hinterfragen was zu hinterfragen ist, 
ich kann es ihnen nicht verübeln. Die Angst 
vom Untergang der Erde, die Auslöschung der 

Menschheit, sie treibt die Linksparteien in Par-
ty-Stimmung und die Kids auf die Strasse. Für 
die Grünen ist kompromisslose Klimapolitik 
der Hebel zum grundlegenden gesellschaftlichen 
Umbau. Es ist an der Zeit, den kommenden Ge-
nerationen nicht nur den Schrecken klimatischer 
Veränderungen zu servieren, sondern auch deren 
Vorzüge zu benennen. Alles andere ist „geistige“ 
Vergewaltigung.

Ich sage nicht, dass Sie ihre Angst vor Verän-
derung nicht äussern sollen.
Ja ich bin für Klimawandel (Im Sinne der Ak-
zeptanz) – ich bin Klimaoptimist. Ich fordere Sie 
auf, der Klima-Sekte und der Religion von Kli-
mahysterikern, zu entsagen und abzuschwören. 
Ich sage nicht, dass Sie ihre Angst vor Verände-
rung nicht äussern sollen. Die Umwelt, sie Ver-
ändert sich laufend. Mal schneller mal gemäch-
licher. Teilweise sichtbar oft auch unsichtbar. 
Mit dem Forschungsstand will ich mich nicht 
aufhalten. Das ist wie Kaffeesatzlesen. Einmal 
so, einmal so, und morgen wieder anders. Viel-
mehr sollten Sie sich Zeit nehmen, den Wandel 
auch als positive Eigenschaft zu akzeptieren. 
Zeit nehmen, sich an Veränderungen der Umwelt 
anzupassen im Wissen, dass diese Veränderung 
durchaus auch positives hervorbringt. Wo Schat-
ten, ist bekanntlich auch Sonne. Verwenden Sie 
die Ressourcen dieses Planten sinnvoll und wirt-
schaftlich. Aber lassen Sie sich nicht einreden, 
dass durch kollektiven Verzicht, irrationale CO2 

Vorschriften und durch minimste Reduktion des 
globalen Temperaturanstieges, die Wirkung auf 
das unendlich komplexe System Natur vorher-
zusagen sei. Wer würde ernsthaft behaupten, 
dass er vorausberechnen kann, wie Milliarden 
Tiere und Pflanzen auf eine Veränderung ihrer 
Umwelt reagieren? Seien sie Optimist, vertrauen 
sie den Daten aus der Erdvergangenheit mehr 
als den viel gerechneten Klimamodellen. Die 

Klimageschichte unseres Planeten liefert reale 
Beispiele. Die Erdgeschichte zeigt, dass sich die 
Warmzeiten durch besonders hohe Diversität 
ausgezeichnet haben.

Anscheinend gibt es keinen Mensch, der die-
se Meinung öffentlich teilt. Klimabefürworter 
gibt es nicht.
Die Klima-Achterbahn, sie wird medial in eine 
Bedrohungslage transformiert. Geisterfahrten 
sind spannender als Vorteilhafte Wirkungen des 
Klimawandels auf menschliche und natürliche 
Systeme. Ja ich bin Klimaoptimist! Anscheinend 
gibt es keinen Mensch, der die diese Meinung 
öffentlich teilt. Klimabefürworter gibt es nicht.
Wenn Sie nun den Eindruck haben, ich sei see-
lenlos, gleichgültig, gefühllos und verblödet. Ich 
bin es nicht!
Umweltveränderungen verkommen zum ideolo-
gischen Schlachtfeld. Darwins Evolutionslehre 
hat ausgedient. Und Klima-Angst Pädagogen 
schiessen wie Pilze aus dem Boden. Um der 
erdrückend grünen Meinungsmache etwas ent-
gegen zu setzen; werden Sie Klimaoptimist. 
Denn in welche Zukunft wachsen wir hinein? 
Wir wissen es nicht. Im Zweifelsfall ist davon 
auszugehen, dass unsere Kinder in einer liebe-
vollen Umgebung aufwachsen werden. Auch mit 
dem Klimawandel.
Zitat aus dem Hauptaussagen_IPCC_SR15 über 
1.5 Grad globale Erwärmung. (Persönlich halte 
ich keine grossen Stücke auf den Weltklimarat, 
aber für die Klimahysteriker ist der Sonderbe-
richt das heilige Buch des Klimawandels.)
Folgen: Wirkungen des Klimawandels auf 
menschliche und natürliche Systeme. Folgen 
können vorteilhafte oder nachteilige Auswir-
kungen auf Lebensgrundlagen, Gesundheit und 
Wohlergehen, Ökosysteme und Arten, Dienst-
leistungen, Infrastrukturen sowie wirtschaftli-
che, soziale und kulturelle Güter haben.

Von
Henri-Charles  
Beuchat, Stadtrat 
SVP Bern

CH-ARMEE-SHOP, Papiermühlestrasse 28a, 3014 Bern

info@armeeshop.ch • www.armeeshop.ch

Tel +41 (0)31 312 12 66 • Fax +41 (0)31 312 44 66

Schweizer Armeeprodukte mit
Swiss Army Label und vieles mehr

Öffnungszeiten Shop: mittwochs, 11.00 – 17.00 Uhr
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Der Tierbesitzer fragt – die Tierärztin antwortet
Telefon 031 372 02 02 – www.pezzi.vet

Hyperthyreose der Katze
Frage: Meine Katze Lucy ist bereits 12 Jahre 
alt, mir ist in letzter Zeit vermehrt aufgefallen, 
dass sie immer extrem viel isst, trotzdem habe 
ich das Gefühl, dass sie abgenommen hat. 
Mehr trinken tut sie nicht. Zudem scheint sie 
mir nervöser, teils auch aggressiver als sonst. 
In den letzten Wochen hat sie ab und zu etwas 
dünneren Stuhlgang. Nach ein-zwei Tagen ist 
der Kot aber wieder normal.
Was kann das bedeuten? Muss ich zum Tier-
arzt?

Reto Wenger, Belp

Lieber Herr Wenger
Es könnte sich bei Ihrer Katze um eine Schild-
drüsenüberfunktion handeln, eine sogenannte 
Hyperthyreose. Das lässt sich recht unkompli-
ziert mittels einer Blutprobe untersuchen, um 
es gegenüber anderen in Frage kommenden 
Krankheiten abzuklären, wie beispielsweise 
Diabetes oder Niereninsuffizienz.
Eine Schilddrüsenüberfunktion (Hyperthyero-
se) ist eine noch häufig vorkommende Alters-
erscheinung bei unseren Hauskatzen, welche 
aber glücklicherweise recht gut behandelt 
werden kann. Zudem handelt es sich bei den 
Katzen praktisch ausschliesslich um gutarti-
ge Vergrösserungen des Schilddrüsengewebes, 
bösartige Tumore sind äusserst selten.

Die Schilddrüse produziert endokrine Boten-
stoffe, die vor allem den Stoffwechsel unserer 
Tiere beeinflussen. Werden durch die Schild-
drüsenvergrösserung zu viele Botenstoffe her-
gestellt, wird unser Stubentiger hungriger, 
hyperaktiver und nimmt daher ab, obwohl er 
«frisst wie ein Scheunendrescher».
Dankenswerterweise spricht aber die vergrös-
serte Schilddrüse in den meisten Fällen sehr 
gut auf das Medikament Thiamazol an, wel-
ches ihre Funktion wirkungsvoll hemmt, in 
dem es die Aktivierung der Schilddrüsenhor-
mone verhindert.
Sie brauchen Ihrer Lucy also nur morgens 
und abends eine Dosis des Medikaments zu 
verabreichen, welches es in Tablettenform gibt. 
Für die ganz unkooperativen Vierbeiner steht 
auch eine Salbe zum Auftragen auf die Haut 
zur Verfügung.
Wichtig ist die korrekte Einstellung der Medi-
kamentendosis, welche zu Beginn der Therapie 
einige Blutproben erfordert. Ist die Katze erst 
einmal richtig eingestellt, dürfen diese aber in 
grösseren Abständen erfolgen, von halb- bis 
einjährlich. Zudem ist die kontinuierliche Me-
dikamentengabe wichtig, welche auch bis zum 
Lebensende andauert.
Dies aber ist die gute Nachricht, denn eine gut 
eingestellte Katze kann trotz Hyperthyreose 
noch sehr, sehr alt werden.

Haben auch Sie Fragen an unsere 
Tierärztin?
Mail an redaktion@bernaktuell.ch

My Klenk, Tierärztin in der Kleintierpraxis 
Pezzi.Vet, Pestalozzistrasse 40, 3007 Bern 

Bild: pixabay.com

Leserbrief

Aufruf CO2

Wir Flieger, Aviatiker orientieren uns täglich 
über das Wettergeschehen. Die Basis für jede 
Flugplanung, ob VFR oder IFR (Sichtflug- oder 
Instrumentenflug). 
Es ist nun dringend notwendig geworden, dass 
wir uns alle endlich bemühen zu erfahren, wor-
um es in Wirklichkeit mit dem von der Umwelt-
politik fälschlich angeklagten CO2 geht.
Wir dürfen uns von politisch aufgeblasenen Kli-
makatastrophen, von Weltuntergang-Drohungen 
weder beeinflussen noch beängstigen lassen. 
Das Wetter können wir Menschen nun einmal 
nicht verändern.
Mit Ökosteuern und CO2-Abgaben ist ein un-
glaublicher Ablasshandel aufgezogen worden.  
Dies gilt es dringend zu hinterfragen. In der 
Schweiz kümmert sich Werner Furrer mit der In-
itiative IKLIS um klare Orientierung. Ein wert-
voller Beitrag zum Thema sind die Aussagen des 
ehem. ZDF Wetter Spezialisten Wolfgang Thüne 
in seinem Buch: «Freispruch für CO2» (Edition 
Steinherz), das ich zur Lektüre dringendst emp-
fehle. 

4. Juni 1989 –  
das Pekinger Massaker

Von Shi Fu Wei, Hongkong

Es war vor jetzt 30 Jahren, als in China Zehn-
tausende für die Demokratisierung des autokra-
tischen Regimes protestierten. Am 18. Mai kam 
sogar eine Million Menschen auf den Tian’an-
men-Platz, viele traten in den Hungerstreik. 
Um den Ruf nach Freiheit zu ersticken, tauchten 
in der Nacht zum 4. Juni 1989 dann auf diesem 
«Platz des Himmlischen Friedens» Panzer auf. 
Unvergesslich ist das Bild, auf dem ein junger 
Chinese in seinem weissen Oberhemd diese 
vergeblich zu stoppen versuchte. Das folgende 
Gemetzel in rund 30 Städten forderte 600 bis 
800 Opfer (internationale Menschenrechtsorga-
nisationen schätzten bis zu 3‘000 Tote und rund 
40‘000 Verwundete).
Die wahren Zahlen werden von Peking bis jetzt 
geheim gehalten, wie es ohnehin versucht, je-
nen Tag zu vergessen. In heutigen Artikeln der 
«Volkszeitung» wird das Datum dieser Mord-
nacht völlig verschwiegen, stattdessen schreiben 
sie harmlos vom «Übergang auf den Sommer», 
und von dem einst so titulierten «konterrevolu-

tionären Aufruhr» sind inzwischen blosse «poli-
tische Wirren» geworden.
Indes hat vor Wochen Jiang Yanyong (Jg 1931), 
einst berühmter Chefchirurg am Pekinger Mi-
litärlazarett und damaliger Zeitzeuge, einen 
sechsseitigen Brief an den chinesischen Partei- 
und Staatschef Xi Jinping geschrieben, in dem 
er das Massaker nicht nur als den «schlimmsten 
Fehler» der Staatsführung bezeichnet, sondern 
als ihr «schlimmstes Verbrechen überhaupt». Er 
verlangt die Rehabilitierung der Opfer und eine 
Neubewertung des damaligen Geschehens. Eine 
Antwort erhielt er in der Form, dass er jetzt nicht 
mehr ins Ausland zu seiner Tochter in den USA 
und seinen Verwandten auf Taiwan reisen darf.
Umso mehr gedachten jetzt Hunderttausende 
in Hongkong an das Massaker vor 30 Jahren, 
fürchten sie doch auch den Druck Pekings auf 
ihre ohnehin eingeschränkte Demokratie. Die 
Geschichte wird zeigen, ob die Flamme der 
Freiheit zuerst in der einstigen britischen Kron-
kolonie erlöschen oder in China wieder auf-
lodern wird.
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Von Erich Hess,  
Unternehmer,
Stadtrat, Grossrat 
und Nationalrat, 
Bern

Mediengesetz – was macht der Bundesrat?
Im Oktober 2018 lief die Vernehmlassungsfrist zum Entwurf für ein neues Bundesgesetz über elektronische Medien ab. Die  
Antworten fielen sehr kritisch aus. Im Dezember kam es mit den Ersatzwahlen in die Landesregierung zudem zu einer  
personellen Rochade: Neu wird das zuständige Departement von Bundesrätin Simonetta Sommaruga geleitet. Was passiert 
nun mit dem Mediengesetz? Die Situation ist derzeit noch völlig offen.

Das Bundesgesetz über elektronische Medien 
war eines der Lieblingsprojekte von Bundes-
rätin Doris Leuthard. Monatelang angekündigt, 
präsentierte sie Anfang 2018 den Entwurf für 
ein solches Gesetz. Die Vernehmlassung dazu 
fiel ausserordentlich kritisch aus: Namentlich 
die Vorschläge für die verstärkte Förderung von 
Radio, Fernsehen und Online-Medien gefallen 
den Parteien nicht. Während SVP und FDP 
zusätzliche Subventionen ablehnen, beklagen 
BDP, CVP und die linken Parteien jedoch die 
Vernachlässigung der Presse.

Unnötige Regulierung
Die Antwort der Aktion Medienfreiheit fiel klar 
aus: Sie lehnt den vorliegenden Gesetzesentwurf 
ab. In erster Linie darum, weil der diesbezüg-
liche Handlungsbedarf nicht gegeben ist: Es 
braucht kein neues Gesetz über elektronische 
Medien. Angesichts der technologischen Ent-
wicklungen wäre eine Deregulierung wichtig – 
nicht zusätzliche Gesetze. Es ist höchste Zeit, die 
längst fällige Kurskorrektur in der Medienpoli-
tik vorzunehmen. Der «Service public»-Auf-
trag ist genau zu definieren, Marktverzerrungen 
sind abzubauen, und den Unternehmen ist mehr 
unternehmerische Freiheit zu gewähren. Dies 
alles kann über eine Teilrevision des Radio- und 
Fernsehgesetzes passieren.
Zum Erlass eines solchen Gesetzes fehlt zudem 
die verfassungsmässige Grundlage. Weder für 
die Regulierung des Internets noch für direkte 
Medienförderung besteht eine Zuständigkeit des 
Bundes. Dass mittlerweile in der politischen 
Diskussion sogar über Subventionen für Ver-
lagshäuser gesprochen wird, zeigt, wie verfahren 
die Situation ist. Der vorliegende Regulierungs-
vorschlag führt faktisch zu einer Regulierung 
der gesamten Medienlandschaft, indem über den 
Online-Bereich auch die Verlagshäuser – und 
damit auch die Zeitungen – erfasst werden.

Grundidee des BGEM falsch
Nach Auffassung der Aktion Medienfreiheit kul-
tiviert der vorliegende Entwurf für ein neues 
Bundesgesetz über elektronische Medien eine 
veraltete Optik der Medienlandschaft: Staatlich 
finanzierte oder geförderte Angebote werden als 
qualitativ höherwertig angesehen, während pri-
vate Initiativen als kommerziell motiviert – und 

www.medienfreiheit.ch

damit qualitativ ungenügend – abgetan werden. 
Mit dieser Begründung werden immer neue Sub-
ventionen gesprochen und immer mehr Bereiche 
reguliert.
Der Zweckartikel, welcher den Bund nicht nur 
für die Förderung der Qualität von Medien als 
zuständig erklärt, sondern auch noch für die de-
mokratische, soziale und kulturelle Entwicklung 
der Schweiz, spricht Bände. All diese Belange 
sind keine Staatsaufgaben. Die Medienpolitik 
soll sich nach dem Subsidiaritätsprinzip ausrich-
ten: Was Private erbringen können, soll ihnen 
auch überlassen werden. Doch das Subsidiari-
tätsprinzip scheint in der laufenden «Service 
public»-Debatte völlig in Vergessenheit zu ge-
raten: Mit Sorge stellt die Aktion Medienfrei-
heit fest, dass der «Service public» auf immer 
mehr Bereiche ausgedehnt wird. Damit wird es 
bald keine Medienanbieter mehr geben, welche 
keine Subventionen erhalten. Das Mediengesetz 
verstärkt diesen Trend zusätzlich, indem neu 
Nachrichtenagenturen ohne Not subventioniert 
werden sollen. Eine funktionierende Medien-

vielfalt jedoch setzt inhaltliche und finanzielle 
Unabhängigkeit vom Staat voraus.

Weiteres Vorgehen offen
Derzeit ist das Departement dabei, die Vernehm-
lassung auszuwerten. Eine Information über das 
weitere Vorgehen bezüglich Mediengesetz wird 
im Sommer erwartet.
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Von 
Alexander Feuz, 
Rechtsanwalt,  
Stadtrat, Fraktions-
chef SVP Stadt 
Bern

Die Stadt darf sich nicht länger von kriminellen 
Aktivisten im Umfeld der Reithalle in Geiselhaft 
nehmen lassen! Wann greifen der Kanton und die 
Staatsanwaltschaft endlich ein?

Einmal mehr griffen in der Nacht auf Sonntag, 
den 19. Mai 2019, kriminelle Aktivisten aus 
dem Umfeld der Reithalle die Polizei an. Sie 
bereiteten ihre Aktion minutiös und perfide vor. 
Die heimtückischen Täter blockierten während 
Stunden die Strassen im Raum Bollwerk, legten 
Feuer und warfen Brandsätze und Steine und 
Flaschen gegen die Angehörigen der Notfall-
dienste. Die Polizei- sowie selbst Angehörige 
der Rettungsdienste wurden bei ihrem Einsatz 
massiv an Leib und Leben gefährdet. Zusätzlich 
setzten die kriminellen Aktivisten perfide Laser-
pointer gegen die Polizei und Rettungskräfte ein. 
Diese Waffen können schwerste Augenschäden 
verursachen.  Dabei wurden von den kriminel-
len Aktivisten zusätzlich mutwillig Schäden in 
grosser Höhe verursacht. Die Verletzung der 
vielen Besucher der Reithalle während der Ak-
tionen ebenfalls bewusst in Kauf genommen. Es 
bestand auf Gefahr, dass Brände auf die unter 
Denkmalschutz hätten übergreifen können, zu-
mal selbst der Einsatz der Feuerwehr bekämpft 
wurde.

Die Reithalle wurde erneut als Schutzschild 
und Bereitschaftsraum für diese heimtückischen 
Angriffe auf die Notfalldienste missbraucht. 
Rechtsfreie Räume in der Stadt dürfen nicht 
mehr länger toleriert werden. Es bestehen An-
zeichen, dass die Krawalle in Zusammenhang 
mit der Räumung des von Fabrikool besetzten 
Areal stehen könnten. Es wurde jedenfalls  -für 
den Fall der Räumung sogar mit Krawallen ge-
droht. Es gilt, solche unhaltbaren Zustände in der 
Stadt Bern zu verhindern (vgl. dazu Dringliche 
Motion Fraktion SVP vom 16.5.2019 (Alexan-
der Feuz, SVP und Janosch Weyermann, SVP, 
«Keine Zwischennutzung mehr für Vertragsbre-
cher und für Besetzer!»).

Aufgrund der wiederholten kriminellen Aktio-
nen muss davon ausgegangen werden, dass die 
Reithalle – ob mit oder ohne Zustimmung der 
Betreiber muss hier mangels konkreten Bewei-
sen dahingestellt bleiben – als Bereitschaftsraum 
und Rückzugsraum schwer krimineller Aktivis-
ten missbraucht wird. Es ist allerdings ange-

sichts der für den Barrikadenbau erforderlichen 
Vorbereitungen erstaunlich, dass die Betriebe 
nichts davon mitbekommen haben sollen. Dies 
zumal auch schon bei früheren Aktionen Steine 
auf dem Dach der Reithalle deponiert wurden.

Angesichts der von «barrikade» weiter angekün-
digten Aktionen, muss leider mit weiterer Es-
kalationen in der Stadt Bern gerechnet werden. 
Die Gruppe beruft sich auf die Ereignisse im 
Jahre 2017 beim «EffY29», bei der das Objekt 
von den kriminellen Aktivisten mit Sprengfallen 
gesichert wurde. Dabei wurde sogar der Tod 
von Einsatzkräften bewusst in Kauf genommen 
https://barrikade.info/article/2289 .

Gemäss der Praxis und Rechtsprechung werden 
Lokale und Betriebe, von denen eine grosse Ge-
fahr auf die Allgemeinheit ausgeht und die trotz 
wiederholten Ermahnungen diesen Zuständen 
nicht Einhalt gebieten wollen oder Einhalt ge-
bieten können, behördlich geschlossen. In Burg-
dorf wurde aus diesem Grund ein Lokal (Bar/
Tattoostudio) vom Stadthalter zugemacht. 

Der Schutz der Passanten, der Einsatzkräfte, 
Besucher der Reithalle, muss höchste Priorität 
erlangen. Dies kann nur sichergestellt werden, 
wenn die von den Motionären beantragten So-
fortmassnahmen durchgeführt werden. Gera-
de dem Schutz der Besucher einer Gaststätte 
kommt bei der Bewilligung/Schliessung eines 
Betriebes grosse Bedeutung zu.

Aus diesem Grund versuchte ich anlässlich der 
Stadtratssitzung vom 23.5.2019  eine Diskussion 
zu aktuellem Anlass zu beantragen. Im Fokus 
stand diesmal für die Fraktion der Schutz der 
Passanten, Angehörigen der Notfalldienste und 
der Besucher. Leider ist diese Diskussion gleich-
wohl vom Plenum abgelehnt worden. 

Auch die gleichentags zusammen mit Janosch 
und Weyermann und Thomas Glauser (alle SVP) 
eingereichte Motion wurde vom Ratsbüro nicht 
als dringend erklärt. Dies obwohl im Vorstoss 
nebst sofortiger Sistierung der Zahlungen an die 
Betreiber, temporärer Schliessung, ein von der 
Polizei geforderter funktionierender Sicherheits-
dienst insbesondere auch im Hinblick auf die 
Neuverhandlung des Leistungsvertrages griffi-
gere Bestimmungen gefordert wurden.

Die Ablehnung der Dringlichkeit hat  zur Folge, 
dass die gravierenden Ereignisse der letzten 
Monate auch 2019 wiederum keine Konsequen-
zen für die Betreiber zur Folge haben und der 
Gemeinderat einen schwammigen Vertrag vor-
legen wird. Unser Antrag auf Nichteintreten und 

unsere wiederholten Forderungen werden auch 
2019 im Stadtrat leider wahrscheinlich keine 
Erfolge haben.

Infolge dieser misslichen politisch begründeten 
Ausgangslage, ist aber zu hoffen, dass nun we-
nigstens der Kanton die überfälligen Massnah-
men ergreift: 

Die SVP Stadt Bern hat zusammen mit Hen-
ri Beuchat und dem Verfasser eine Aufsichts-
anzeige an den Regierungsrat erstattet. Darin 
wird nebst einer Untersuchung des Vorgehen des 
Statthalters zusätzlich auch die Weiterleitung 
der Akten an die Staatsanwaltschaft  zwecks 
Prüfung des Verhaltens der verantwortlichen Be-
hörden unter strafrechtlichen Gesichtspunkten 
beantragt. Im Vordergrund stehen im Strafrecht 
dabei eine mögliche unrechtmässige Vorteils-
gewährung und eine Begünstigung.

Die aufgrund der Intervention meines Frak-
tionskollegen Henri Beuchat edierten neusten 
Polizeiberichte zeigen nämlich, wie schwer-
wiegend die wiederholten Verstösse gegen die 
Betriebsbewilligungen der Reitschule und die 
Lärmbelästigungen sind: Allein im Monat Au-
gust 2018 wurden 159 Missachtungen gegen 
Auflagen an den Regierungsstatthalter gemeldet, 
dies nebst 11 allgemeinen Verstössen gegen die 
Betriebsbewilligung und 22 Lärmbelästigungen. 
Die weiteren Monate im 2018 und 2017 zeigen 
ein ähnliches Bild. Der zuständige Regierungs-
statthalter ist über die Gesetzesverstösse durch 
die Polizei von Amtes wegen orientiert wor-
den. Gleichwohl hat er seine Aufsichtsfunktion 
nicht wahr genommen. Der Umstand, dass der 
Statthalter infolge seiner Verfügungen gegen 
die Reithalle gemäss Medienangaben bedroht 
wurde, darf aber nicht dazu führen, dass er keine 
eingreifenden Verfügungen gegen die Betreiber 
der Reithalle erlässt. Allenfalls hätte er sich 
sonst befangen erklären müssen und von Amtes 
wegen das Dossier an einen andern Statthalter-
kollegen weiterreichen müssen. Es darf nicht 
sein, dass infolge der Drohungen ein Statthal-
ter einknickt und gesetzeswidriges Verhalten 
toleriert. Ansonsten kämen diese kriminellen 
Kreise weiteren Aufwind, wenn die Behörden 
aus Angst kapitulieren und ihre Aufgaben nicht 
wahr nehmen. Die Staatsanwaltschaft sollte von 
Amtes wegen tätig werden! 

Der Verfasser wird sie über den Stand des Ver-
fahrens auf dem Laufenden halten. Er hofft, dass  
der juristische Weg nun doch positive Resultate 
bringen wird. Gleichwohl besteht auch hier lei-
der die Gefahr, dass der «Sonderfall» Reithalle 
Unterstützer findet.
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Bund fehlt Gesamtübersicht 
über Liegenschaften

Mit Immobilien im Wert von über 29 Milliarden Franken 
gehört der Bund zu den grossen Immobilieneigentümern 
des Landes. Die Budgets werden von drei Departemen­
ten beantragt, es fehlt die Gesamtübersicht. 

Raiffeisen-Zentrale  
St. Gallen vor grossem  
Stellenabbau

2’181 Angestellte beschäftigt Raiffeisen Schweiz. 200 
Jobs sollen nun abgebaut werden. 

Neue EU-Grenzschutzregeln 
angekündigt

14 Millionen Franken zahlt die Schweiz an die Grenz­
wache Frontex. In Zukunft wird es mehr sein, gleichzei­
tig steigt auch der Personalbedarf. 

Sind Sie schon Mitglied?
Treten Sie dem PIKOM bei, welches sich zum Ziel gesetzt hat, die Öffentlichkeit über 
die wahren Fakten und Entwicklungen im Bereich der Ausländerpolitik zu informieren. 
Der jährliche Beitrag beträgt Fr. 65.–. Sie erhalten einen Einzahlungsschein für den 
Jahresbeitrag.

l  Ich will Mitglied werden	 l  Senden Sie mir weitere Informationen zu

Name:	

Vorname:

Strasse/Nr.:

PLZ:	 Ort:

Telefon:

E-Mail:

Einsenden an: PIKOM, 5000 Aarau  –  Fax 031 981 39 82� www.pikom.ch
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✁

Die tief verankerte 
Anti-EU-Stimmung 
war ausschlag
gebend

Beim Tessiner NEIN mit 54,5% als ein­
ziger Kanton bei der Übernahme der 
neuen Waffenrichtlinie zeugt von Bo­
denständigkeit zur Heimat Schweiz. 

Widerstand statt  
Anpassung

Unsere Schweizer Werte sind durch 
eine verantwortungslose links-grün ge­
prägte Politik gefährdet wie selten zu­
vor. Um Freiheit, Sicherheit und Wohl­
stand zu erhalten, braucht es jeden 

einzelnen von uns. Wir wollen im Oktober die Wahlen 
gewinnen, damit die Schweiz „Schweiz“ bleibt. 

Wird Asylrecht auf «Klima- 
und Umweltflüchtlinge»  
ausgeweitet

Die aktuelle Klimahysterie dürfte dafür sorgen. Die un­
gesteuerte Zuwanderung sorgt schon für genug Proble­
me. Den Schweizerinnen und Schweizern bleibt immer 
weniger im Portemonnaie. 

Die links-grüne Basler  
Regierung foutiert sich um 
den Rechtsstaat

Arrogantes Gutmenschentum stellt sich in Basel über 
den Rechtsstaat: Die Mehrheit der links-grünen Kan­
tonsregierung verweigert die Ausschaffung eines Afgha­
nen und setzt sich damit über ein Urteil des Bundesver­
waltungsgerichts hinweg. 

Ausufernde Sozialleistungen 
belasten den Mittelstand

Die tragende Säule unseres Landes. Löhne stagnieren: 
Wohnungen, Krankenkassenprämien, Bildungsausga­
ben, etc. steigen. Vor allem aber belastet der Ausbau 
des Sozialstaates den Steuerzahler: Subventionierte 
Krippen, Wohnungen Krankenkassenprämien, etc. zu­
nehmend. 

EU ist nicht an gleich
berechtigten Beziehungen 
interessiert

Sie fordert seit bald zehn Jahren, die Schweiz möge sich 
gefälligst dem europäischen Recht samt europäischen 
Richtern unterstellen. Das Instrument dieser Unterwer­
fung ist der EU-Rahmenvertrag, den uns die EU mit 
wachsendem Druck aufnötigen will. 

Keine Schweizer Entwick-
lungsbeiträge an die EU

Die Kohäsionsbeiträge an die EU sind sofort einzustel­
len. Wie beim Besuch des polnischen Wirtschaftsminis­
ters publik wurde, ging fast die Hälfte des Geldes, kon­
kret 500 Millionen Franken, an Polen, die dynamischste 
Volkswirtschaft Europas, die höhere Wachstumsraten 
aufweist als die Schweiz. 

E-Voting zerstört das  
Vertrauen in die Demokratie

Der Bundesrat will die elektronische Stimmabgabe als 
dritten ordentlichen Stimmkanal aufbauen. Die SVP 
lehnt dies ab: E-Voting ist teuer und unsicher. Vor allem 
gefährdet E-Voting unsere Demokratie, denn es bietet 
Kriminellen neue Möglichkeiten der Manipulation. 

«Bedrohen Trump, Putin  
und Xi unsere nationale  
Sicherheit?»
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Kinder mit dem Auto zur Schule (und danach zur  
Klima-Demo?) fahren
Von Dr. rer. publ. HSG Roland Burkhard, Bern

Zu diesem Artikel veranlasst sah ich mich nach 
dem Lesen der folgenden Nachricht: Eine Erst-
klässlerin in einer Zürcher Gemeinde musste in 
ein vom Elternhaus 1 Km entferntes Schulhaus. 
Ihre Mutter fand das unzumutbar und verlangte 
gerichtlich eine Umteilung und die Erstattung 
bereits angefallener Transportkosten. Das Bun-
desgericht hat gottlob in einem jüngsten Urteil 
den Schulweg zu Fuss als zumutbar eingestuft 
und die Beschwerde abgewiesen. Dieser Fall 
liess mich aufgrund persönlicher Erinnerungen 
darüber nachdenken, wie es denn früher einmal 
war. 

Ich wurde 1948 in der Stadt Bern geboren und 
bin im Eyfeld aufgewachsen. Anfangs/Mitte der 
50er Jahre kam die Zeit für meinen Eintritt in 
Kindergarten und dann Schule. Doch beides 
gab’s im Eyfeld natürlich nicht, sondern befand 
sich im entfernten Ittigen. Kindergarten und 
Schule in Ittigen waren gut 3 km Fussmarsch 

vom Eyfeld entfernt. Das hiess: Als Kind zu Fuss 
durchs Eyfeld, runter zur Papiermühle, und dann 
wieder rauf zu Kindergarten/Schule (dies bei be-
reits damals beträchtlichem Strassenverkehr und 
unbewachten Bahnübergängen). Konkret ging 
das so: Meine Mutter begleitete mich auf dem 
Fussmarsch zweimal. Das erste Mal, um mir 
den Weg zu zeigen. Das zweite Mal ohne Hilfe, 
so quasi standby, um zu sehen, ob ich es auch 
alleine schaffen würde, was der Fall war. Ab 
dahin ging ich als Kleinkind die Strecke völlig 
alleine, ohne irgendwelche Probleme. Das war 
damals üblich, und meine Mutter fand das natür-
lich auch. Sie war als Kleinkind im Maggiatal 
tagtäglich zu Fuss zur rund 6 km entfernten 
Schule gegangen. 

Natürlich hatten wir, wie damals die meisten 
Leute, kein Auto. Doch wie sieht’s heute aus ? 
Die Eltern fahren ihre Kinder – auch wenn der 
Schulweg nur einige hundert Meter beträgt – mit 
ihrem Auto zur Schule und holen sie dort mit 
Auto wieder ab (die vor unseren Schulen müh-

sam manövrierenden Hausfrauen-SUVs sind ja 
mittlerweile notorisch). Verwöhnte Kinder ver-
antwortungsloser Eltern werden heute tagtäglich 
mit Auto zur Schule gefahren und gehen dann 
mit ihrem und Lehrers Segen wegen des Klima-
wandels protestierend auf die Strasse. 

Zwei Bemerkungen dazu:
Erstens: Die Eltern, die dies tun, verhätscheln 
nicht nur ihre Kinder, sondern verbauen ihnen 
durch falsche Erziehung schlicht den Weg zur 
Selbständigkeit. Kinder müssen möglichst früh 
ihren Weg im Leben selber finden, je früher 
umso besser; dies gilt auch für den Strassen-
verkehr.

Zweitens: Gerade jene Eltern, die ihre Kinder 
mit Auto zur Schule und zurück fahren, sind 
dann wohl lustigerweise oft auch jene, die ihre 
Kinder mit Auto zu den derzeit modischen Pro-
testdemonstrationen gegen den Klimawandel 
fahren. Inkonsequenter geht’s nicht mehr.


